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GEZ-Ärger in Hessen: Wie Ministerium
und LSB gegen Gebührenfallen kämpfen
Der Hessische LSB und Ministerium prangern die GEZ an,

die Ehrenamtsvereine über mögliche Gebührenbefreiungen
zu täuschen.

Die aktuelle Auseinandersetzung zwischen dem Hessischen
Landessportbund (LSB) und der GEZ wirft Fragen auf, die weit
über die direkte Gebührenerhebung hinausgehen. Im Fokus
steht das Verhalten der GEZ, die zahlreiche gemeinnützige
Vereine in Hessen angeschrieben hat, ohne darauf hinzuweisen,
dass diese oft von der Rundfunkgebührenpflicht befreit sind.
Dies könnte für viele dieser Vereine, die hauptsächlich auf
ehrenamtliche Arbeit setzen, erhebliche finanzielle Folgen
haben.

Andreas Klages, Geschäftsführer des LSB, äußert sich besorgt
über die missverständlichen Kommunikation der GEZ. „Die
Möglichkeit zur Befreiung von den Gebühren wird in den
Schreiben nicht thematisiert“, erklärt Klages. In Hessen sind
schätzungsweise 40.000 Vereine betroffen, bundesweit sogar
über 600.000. Das bedeutet, dass Potenzial für immense
Verwirrung und möglicherweise unbezahlte Gebühren besteht,
die viele Vereine unnötig belastet.

Problematik der GEZ-Anschreiben

Immer wieder klagen die Vereine darüber, dass sie unerwartet
Post von der GEZ erhalten, obwohl sie dachten, dass ihre
gemeinnützige Arbeit sie von der Beitragszahlung befreit. In der
Praxis könnte dies dazu führen, dass betroffene Vereine aus



Angst vor Strafen und zusätzlichen Kosten beginnen, die
geforderten Beträge zu zahlen, obwohl sie legal darauf
verzichten könnten. Diese Gebühren belaufen sich auf 6,12 Euro
pro Monat und Verein.

Die GEZ argumentiert, dass sie zwar die Daten von nicht
angemeldeten Vereinen nach einer Frist von maximal 13
Monaten löscht, jedoch zu bedenken ist, dass in dieser Zeit die
Vereine weiterhin im Fadenkreuz der Gebühren-Eintreiber
stehen. Das Verständnis für die spezielle Situation von Vereinen,
die ausschließlich Ehrenamtliche beschäftigen, scheint im
aktuellen Schreiben zu fehlen.

Zur Bekämpfung dieser Problematik hat der hessische Minister
Manfred Pentz auch öffentlich Position bezogen: „Wer sich
engagiert und Gutes für die Gesellschaft tut, sollte vor
irreführenden Informationen geschützt werden“, sagt er. Diese
Äußerungen unterstreichen den Druck, den die GEZ derzeit hat,
um ihre Prozesse zu überdenken und anzupassen.

Unzureichende Kommunikation und
anstehende Änderungen

Ein weiterer Punkt, der zur Verwirrung beiträgt, ist das Fehlen
einer Möglichkeit für die Vereine, im Antwortenbogen
anzugeben, dass sie aufgrund ihrer Struktur nicht
beitragspflichtig sind. Klages bemängelt, dass der Fragebogen
nur zwei Optionen bietet, die nicht der Realität vieler dieser
Institutionen entsprechen. „Es muss eine Möglichkeit geben,
klarzustellen, dass wir keine anmeldepflichtige Betriebsstätte
haben“, fügt er hinzu.

Im Gespräch mit der BILD-Zeitung bestätigte die GEZ die
Situation und kündigte an, die Kommunikationsmaterialien zu
überarbeiten. „Die Formulierungen in den Klärungsschreiben
und Informationsblättern werden im kommenden Monat
angepasst“, steht in der offiziellen Mitteilung. Dies könnte eine
wichtige Veränderung darstellen, um Klarheit und Transparenz



für die betroffenen Vereine zu schaffen.

Insgesamt zeigt die Thematik, wie wichtig eine klare und
transparente Kommunikation ist, insbesondere wenn es um das
Geld von Organisationen geht, die im Dienste der Gemeinschaft
arbeiten. Es bleibt abzuwarten, ob die angekündigten
Änderungen die notwendigen Verbesserungen bringen und ob
sie in der Praxis auch tatsächlich umgesetzt werden.

Transparenz als Schlüssel zur Verbesserung

Die gegenwärtige Situation lässt sich als Beispiel dafür ansehen,
wie schnell Missverständnisse in den Kommunikationsprozessen
zu ernsthaften finanziellen Bedrohungen für gemeinnützige
Organisationen führen können. Ein transparenter Austausch ist
nicht nur förderlich für das Vertrauen zwischen den
Institutionen, sondern auch entscheidend für das Überleben der
vielen ehrenamtlich geführten Vereine in Deutschland. Der
Fokus auf die Rechte solcher Organisationen könnte langfristig
zu einer stärkeren Unterstützung führen, die für die Gesellschaft
von großer Bedeutung wäre.

Rechtslage und Beitragsbefreiung für
gemeinnützige Vereine

Die Regelungen zur Rundfunkbeitragspflicht von
gemeinnützigen Vereinen sind im Rundfunkstaatsvertrag
festgelegt. Nach § 4 Abs. 3 des Rundfunkstaatsvertrags sind
Einrichtungen, die ausschließlich ehrenamtliche Mitarbeiter
beschäftigen oder an denen Ein-Euro-Jobber tätig sind, von der
Beitragspflicht befreit. Dies bedeutet, dass diese Vereine keinen
Rundfunkbeitrag zahlen müssen, sofern sie keine weiteren
beitragspflichtigen Betriebsstätten wie Gaststätten oder Kfz
führen. 

Diese rechtlichen Rahmenbedingungen sind entscheidend für
die Diskussion um die GEZ und deren Kommunikationsweise



gegenüber den Vereinen. In vielen Fällen sind sich die Vorstände
der Vereine über diese Regelungen nicht im Klaren, was zu
falschen Annahmen und unnötigen Zahlungen führen kann. Die
Tatsache, dass die GEZ in ihren Schreiben diese wichtigen
Informationen auslässt, wirft Fragen über die Transparenz ihrer
Kommunikation auf.

Wirtschaftliche Auswirkungen auf
Sportvereine

Die finanzielle Belastung durch den Rundfunkbeitrag kann für
viele kleine Sportvereine in Hessen und bundesweit erheblich
sein. Bei monatlichen Gebühren von 6,12 Euro summiert sich
der Betrag auf über 73 Euro im Jahr. Für kleinere Vereine mit
begrenztem Budget kann dies einen signifikanten Teil der
jährlichen Mittel ausmachen, die in die Vereinsarbeit oder die
Förderung von Jugend- und Breitenport fließen könnten.

Laut einer Umfrage des Deutschen Olympischen Sportbundes
(DOSB) sind 65 % der Sportvereine in Deutschland auf
Ehrenamtliche angewiesen. Diese Vereine leisten nicht nur
einen wichtigen Beitrag zur sozialen Integration und
Gesundheitsförderung, sondern auch zur Identitätsbildung in
ihren lokalen Gemeinschaften. Eine zusätzliche finanzielle
Belastung könnte in vielen Fällen das Vereinsleben gefährden,
insbesondere in ländlichen Regionen, wo Unterstützung und
Fördermittel oft begrenzt sind.

Engagement und politische Reaktionen

Die aktuelle Praxis der GEZ kommt nicht nur bei den betroffenen
Vereinen schlecht an, sondern auch bei politischen
Entscheidungsträgern. Minister Manfred Pentz äußerte sich
deutlich kritisch und betonte die Notwendigkeit der
Unterstützung gemeinnütziger Vereine durch den Staat. Die
politische Aufmerksamkeit könnte dazu beitragen, dass die GEZ
ihre Vorgehensweise überdenkt und die



Kommunikationsstrategie anpasst, um solche Missverständnisse
in Zukunft zu vermeiden.

Ein weiteres Signal könnte die Beteiligung von Verbänden wie
dem Hessischen Landessportbund (LSB) sein, die sich für die
Rechte der Vereine einsetzen. Die Sensibilisierung für die
Problematik und die Forderung nach Transparenz sind
wesentliche Schritte, um eine zu Unrecht erbrachte
Beitragszahlung zu verhindern und das Ehrenamt zu stärken. 

Insgesamt zeigt der Fall, wie wichtig es ist, dass gemeinnützige
Organisationen über ihre Rechte gut informiert sind, um sich vor
Fehlinterpretationen und daraus resultierenden finanziellen
Belastungen zu schützen.
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